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Mrd. Milliarden 

n.F. neue Fassung 

PS Prüfungsstandard des IDW 

 



PwC 

5 

                                                                              DEE00142823.1.1 
 

A. Prüfungsauftrag  

I. Prüfungsauftrag 

1. Aufgrund unserer Wahl zum Abschlussprüfer durch Umlaufbeschluss der Mitgliederversammlung 

vom 10. Juli 2024 erteilte uns der 

Bundesverband Beteiligungskapital - 

German Private Equity and Venture Capital Association e.V. (BVK), Berlin,  

(im Folgenden kurz "BVK" oder "Verein" genannt) 

vertreten durch das geschäftsführende Vorstandsmitglied, den Auftrag, den Jahresabschluss des 

Vereins - bestehend aus Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung - für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis 31. Dezember 2024 unter Einbeziehung der Buchführung gemäß §§ 316 ff. HGB zu 

prüfen. 

2. Der Verein hat einen Jahresabschluss nach den für alle Kaufleute geltenden Vorschriften aufge-

stellt. Der Verein hat keinen Anhang und keinen Lagebericht aufgestellt, da dies gesetzlich nicht 

vorgeschrieben ist. 

Die gesetzlich nicht vorgeschriebene Prüfung erfolgte auf der Grundlage des Beschlusses der Mit-

gliederversammlung. 

3. Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu Drit-

ten, die diesem Bericht beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2024 vereinbart. 

4. Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir diesen Bericht nach 

den Grundsätzen des IDW PS 450 n.F. (10.2021), dem der von uns geprüfte Jahresabschluss bei-

gefügt ist. Dieser Bericht ist an den geprüften Verein gerichtet. 

5. Auftragsgemäß haben wir zusätzlich einen Erläuterungsteil erstellt, der diesem Bericht beigefügt 

ist. Der Erläuterungsteil enthält gesetzlich nicht vorgeschriebene Aufgliederungen und Hinweise 

zu den einzelnen Posten des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-

ber 2024 unter Angabe der jeweiligen Vorjahreszahlen. 

II. Bestätigung der Unabhängigkeit 

6. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren 

Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Wesentliche Geschäftsvorfälle 

7. Die Mitgliedsbeiträge haben sich im Berichtsjahr um T€ 132 auf T€ 1.950 erhöht ursächlich dafür 

eine im Berichtsjahr wirksame Beitragserhöhung. Gegenläufig wirkt eine rückläufige Mitgliederan-

zahl. 

8. Der BVK schließt das Geschäftsjahr 2024 mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von T€ 94 ab, welcher 

durch Entnahme aus der Rücklage gedeckt wurde. Die sich danach ergebende Rücklage beträgt zum 

Bilanzstichtag T€ 760.  

9. Die Erträge des Vereins belaufen sich im Berichtsjahr auf T€ 2.191 und die Aufwendungen auf 

T€ 2.285. Dies führt zu einem Jahresfehlbetrag von T€ 94. Für das Jahr 2025 erwartet der Verein 

mindestens ein ausgeglichenes Ergebnis. 

II. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

10. Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 20. Mai 2025 den 

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An den Bundesverband Beteiligungskapital - German Private Equity and Venture Capital Associa-

tion e.V. (BVK), Berlin 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Jahresabschluss des Bundesverband Beteiligungskapital - German Private Equity 

and Venture Capital Association e.V. (BVK), Berlin, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 

2024 sowie Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-

ber 2024 – geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für alle Kaufleute gel-

tenden handelsrechtlichen Vorschriften. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat. 
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Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-

tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-

schlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Verein un-

abhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-

schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 

ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu 

dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen, für alle Kaufleute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Be-

langen entspricht. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-

len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 

als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 

frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulati-

onen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren ha-

ben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 

der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-

tümern ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahresab-

schluss beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen 
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Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-

weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-

resabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-

schluss aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshand-

lungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-

chend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, 

dass eine aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufge-

deckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche 
Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fäl-

schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-

setzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-

nen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen 

sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen 

des Vereins abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-

wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 

Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 

Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 

zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 

Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu ma-

chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir 
ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-

vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 

jedoch dazu führen, dass der Verein seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-

fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 

etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststel-

len. 
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

I. Gegenstand der Prüfung 

11. Gegenstand unserer Prüfung war der freiwillig nach den für alle Kaufleute geltenden handelsrecht-

lichen Vorschriften für alle Kaufleute (§§ 242 bis 256a HGB) aufgestellte Jahresabschluss unter 

Einbeziehung der Buchführung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024, beste-

hend aus der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung. Die Verantwortung für die Ord-

nungsmäßigkeit von Buchführung und Jahresabschluss tragen allein die gesetzlichen Vertreter des 

Vereins. Unsere Aufgabe war es, diese Unterlagen einer Prüfung dahin gehend zu unterziehen, ob 

die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung beachtet worden sind.  

12. Die Beurteilung der Angemessenheit des Versicherungsschutzes des Vereins, insbesondere ob alle 

Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand des uns erteilten Auf-

trags zur Jahresabschlussprüfung. 

Art und Umfang der Prüfung 

13. Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten Be-

stätigungsvermerk versehene Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-

ber 2023. 

14. Bei Durchführung der Prüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und die in den Prü-

fungsstandards des IDW niedergelegten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung beachtet. 

Die Abschlussprüfung erstreckt sich nach § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf, ob der Fortbestand des 

geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zuge-

sichert werden kann. 

15. Hinsichtlich der wesentlichen Elemente unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes verweisen wir 

auf den Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ in 

unserem Bestätigungsvermerk (vgl. Abschnitt B „Wiedergabe des Bestätigungsvermerks“). 

16. Ergänzend geben wir folgende Erläuterungen zu unserem Prüfungsvorgehen: Ausgehend von der 

Identifikation und Beurteilung der inhärenten Risiken für den Jahresabschluss haben wir uns zu-

nächst ein Verständnis von den für die Prüfung des Abschlusses relevanten internen Kontrollen des 

Vereins verschafft. 

Auf dieser Basis haben wir die Risiken festgestellt, die zu wesentlichen falschen Darstellungen in 

der Rechnungslegung führen können und dies bei der Bestimmung unseres weiteren Prüfungsvor-

gehens berücksichtigt. Im Prüfungsprogramm wurden die Schwerpunkte sowie der zeitliche 
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Ablauf unserer Prüfung und die Zusammensetzung des Prüfungsteams inklusive des Einsatzes von 

Spezialisten festgelegt. 

17. Nachfolgend geben wir einen Überblick zu den von uns bei der Jahresabschlussprüfung gesetzten 

Prüfungsschwerpunkten: 

• Vollständigkeit und Richtigkeit der Periodenabgrenzung der Mitgliedsbeiträge und sonstige 

Erträge 

• Vollständigkeit und Abgrenzung der Aufwendungen. 

18. Ausgehend von unserem Verständnis der für die Prüfung des Abschlusses relevanten internen Kon-

trollen haben wir in den Bereichen, in denen die Unternehmensleitung angemessene interne Kon-

trollen zur Begrenzung der Risiken wesentlicher falscher Darstellungen eingerichtet hat, Funktion-

sprüfungen durchgeführt, um uns von der kontinuierlichen Wirksamkeit dieser Maßnahmen zu 

überzeugen. 

Soweit wir aufgrund der Wirksamkeit der bei dem Verein eingerichteten internen Kontrollen von 

der Richtigkeit des zu überprüfenden Zahlenmaterials und der zusätzlichen Angaben im Jahresab-

schluss ausgehen konnten, haben wir anschließend aussagebezogene Prüfungshandlungen, d.h. 

analytische Prüfungshandlungen, Einzelfallprüfungen oder eine Kombination von beidem vorge-

nommen. Einzelfallprüfungen wurden bei wirksamen Kontrollen auf ein nach prüferischem Ermes-

sen notwendiges Maß reduziert. 

Der überwiegende Teil der Abschlussposten wurde mit einer Kombination aus Funktionsprüfun-

gen und aussagebezogenen Prüfungshandlungen geprüft. 

Sofern wir keine Funktionsprüfungen vorgesehen haben oder nicht von wirksamen Kontrollen aus-

gehen konnten, haben wir im Wesentlichen aussagebezogene Prüfungshandlungen durchgeführt. 

19. Im Rahmen der Einzelfallprüfungen von Abschlussposten des Vereins haben wir folgende Unterla-

gen eingesehen:  

• Vereinsregisterauszüge,  

• Liefer- und Leistungsverträge,  

• Jahresabschluss und Prüfungsbericht des Abschlussprüfers vom Beteiligungsunternehmen, 

• sonstige Geschäftsunterlagen. 

20. Weiterhin haben wir folgende Prüfungshandlungen durchgeführt: 

• Einholung von Steuerberaterbestätigungen für die Prüfung der steuerlichen Verhältnisse und 

Risiken. 
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• Zur Prüfung der geschäftlichen Beziehungen mit Kreditinstituten haben wir uns zum 

31. Dezember 2024 Bankbestätigungen zukommen lassen. 

21. Von den gesetzlichen Vertretern und den von ihnen beauftragten Mitarbeitern sind uns alle ver-

langten Aufklärungen und Nachweise erbracht worden. 

22. Die gesetzlichen Vertreter haben uns die berufsübliche schriftliche Vollständigkeitserklärung zum 

Jahresabschluss erteilt. 
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D. Feststellungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

23. Die Buchführung und das Belegwesen sind nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Be-

langen ordnungsgemäß und entsprechen den gesetzlichen Vorschriften. Die aus den weiteren ge-

prüften Unterlagen zu entnehmenden Informationen führen zu einer ordnungsgemäßen Abbil-

dung in Buchführung und Jahresabschluss. 

2. Jahresabschluss 

24. Im Jahresabschluss bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 sowie der Gewinn- und Ver-

lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 wurden die gesetzlichen 

Vorschriften für alle Kaufleute (§§ 238 ff. HGB) und die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung in allen wesentlichen Belangen beachtet. Ergänzende Bestimmungen der Satzung waren 

nicht zu beachten. 

25. Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden ordnungsgemäß aus der Buchführung 

und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die handelsrechtlichen Ansatz-, 

Ausweis- und Bewertungsvorschriften in allen wesentlichen Belangen eingehalten. 

26. Bei der Gliederung und Bezeichnung der Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 

wurde den Besonderheiten des Vereins Rechnung getragen. 

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

27. Der Jahresabschluss entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften für 

alle Kaufleute und vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage des Vereins. Der Verein hat auf die freiwillige Aufstellung eines Anhangs (§ 264 Abs. 1 

HGB, IDW RS HFA 14 Tz. 26) verzichtet. 

28. Zum besseren Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses gehen wir nachfolgend 

pflichtgemäß auf die wesentlichen Bewertungsgrundlagen und den Einfluss, den Änderungen in 

den Bewertungsgrundlagen insgesamt auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses haben, ein 

(§ 321 Abs. 2 Satz 4 HGB). Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen sind uns im Rahmen unserer Prü-

fung nicht bekannt geworden. 
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Wesentliche Bewertungsgrundlagen  

29. Nach unseren Feststellungen sind die angewandten Bewertungsmethoden sachgerecht und erfül-

len die maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätze. 

30. Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind gegenüber dem Vorjahr unverändert. 

31. Zu wesentlichen Abschlussposten merken wir an: 

• Das Anlagevermögen wurde mit Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige Abschrei-

bungen, bewertet. Den Abschreibungen liegen die betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern zu-

grunde; sie werden nach der linearen Methode berechnet. 

• Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden mit dem Nennwert bzw. mit dem 

am Bilanzstichtag beizulegenden niedrigeren Wert angesetzt. Bei Forderungen, deren Ein-

bringlichkeit mit erkennbaren Risiken behaftet ist, wurden angemessene Wertabschläge vorge-

nommen. 

• Die Rückstellungen wurden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung not-

wendigen Erfüllungsbetrages angesetzt. 

• Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 

• Von einigen Mitgliedern werden aus sachlichen Gründen, z.B. Akquisitionsgesichtspunkten, 

geringere Beiträge erhoben als nach der Beitragsordnung vorgesehen. Darüber hinaus beste-

hen sogenannte "gegenseitige Mitgliedschaften", bei denen BVK mit einem anderen Verein die 

Vereinbarung getroffen hat, dass sich die Vereine wechselseitig als Mitglied aufnehmen, jedoch 
voneinander keine Beiträge erheben. 
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III. Weitere Erläuterungen zur Vermögens- und Ertragslage 

Vermögenslage 

32. In der folgenden Übersicht zur Vermögenslage sind die einzelnen Posten der Bilanz (Anlage I) 

nach wirtschaftlichen und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst: 

Verän-

derung

T€ % T€ % T€

Aktiva

Langfristiges Vermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen 39 4,4 50 4,8 -11

Finanzanlagen 35 3,9 35 3,3 0

74 8,3 85 8,1 -11

Kurzfristiges Vermögen

Forderungen aus Beiträgen, Veranstaltungen und 

Beratung 146 16,3 94 9,0 52

Übrige Forderungen 32 3,6 96 9,2 -64

Flüssige Mittel (Finanzmittelfonds) 618 69,1 772 73,7 -154

Rechnungsabgrenzungsposten 24 2,7 1 0,1 23

820 91,7 963 91,9 -143

894 100,0 1.048 100,0 -154

Passiva

Langfristige Mittel 

Eigenkapital 760 85,0 854 81,5 -94

Kurzfristige Schulden

Rückstellungen 40 4,5 35 3,3 5

Übrige kurzfristige Schulden 94 10,5 159 15,2 -65

134 15,0 194 18,5 -60

894 100,0 1.048 100,0 -154

Netto-Umlaufvermögen 686 769 -83

31.12.2024 31.12.2023

 

33. Die Vermögenslage des Vereins ist geordnet. Die Bilanzsumme ist im Berichtsjahr um T€ 154 ge-

sunken. Dies resultiert auf der Aktivseite im Wesentlichen aus der Abnahme der flüssigen Mittel 

um T€ 154 und einer Abnahme der übrigen Forderungen um T€ 81, welche aus dem Rückgang 

von Steuerforderungen um T€ 57 resultiert. Ein Anstieg der Forderungen aus Beiträgen, Veranstal-

tungen und Beratung um T€ 52 entsteht im Wesentlichen durch gestiegene Forderungen aus Bei-

trägen. Auf der Passivseite ergibt sich ein Rückgang des Eigenkapital um T€ 94 und der übrigen 

kurzfristen Schulden um T€ 65. Das Eigenkapital hat sich aufgrund des Jahresfehlbetrags in Höhe 

von T€ 94 auf T€ 760 verringert und die übrigen kurzfristen Schulden aufgrund des Rückgangs der 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen um T€ 34 und der sonstigen Verbindlichkeiten 

um T€ 30. Die sonstigen Verbindlichkeiten bestehen im Wesentlichen aus Steuerverbindlichkeiten. 

34. Zu den Bilanzposten siehe unsere Erläuterungen in der Anlage III.  
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Ertragslage 

35. Zur Darstellung der Ertragslage haben wir die nachfolgende Übersicht unter betriebswirtschaftli-

chen Gesichtspunkten aus der Gewinn- und Verlustrechnung des Vereins (Anlage I) abgeleitet: 

Ergebnis-

verän-

derung

T€ % T€ % T€

Mitgliedsbeiträge 1.950 89,0 1.818 91,2 132

Sonstige Erträge 241 11,0 176 8,8 65

Erträge 2.191 100,0 1.994 100,0 197

Personalaufwand 1.164 53,1 941 47,2 223

Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände und Sachanlagen 20 0,9 21 1,1 -1

Konferenzen / Seminare / Mitgliederversammlung 270 12,3 349 17,5 -79

Werbung / Öffentlichkeitsarbeit 138 6,3 103 5,2 35

Mieten / Unterhalt 132 6,0 141 7,1 -9

Rechts-/Beratungs-/Prüfungskosten 126 5,8 107 5,4 19

Bürobedarf / Wartung Bürotechnik 75 3,4 58 2,9 17

Steuern 66 3,0 47 2,4 19

Studien / Statistik 46 2,1 46 2,3 0

Reisekosten 32 1,5 22 1,1 10

PKW-Kosten 30 1,4 38 1,9 -8

Porto / Telefon / Fax / Internet 27 1,2 33 1,7 -6

Bewirtungskosten 22 1,0 16 0,8 6

Beitrag PAE (Public Affairs Executive) 20 0,9 22 1,1 -2

Kosten Geldverkehr 9 0,4 7 0,4 2

Zeitungen / Zeitschriften / Bücher 6 0,3 10 0,5 -4

Versicherungen 3 0,1 1 0,1 2

Sonstiges 99 4,5 39 2,0 60

Aufwendungen 2.285 104,3 2.001 100,4 284

Betriebsergebnis -94 -7 -87

Jahresfehlbetrag -94 -4,3 -7 -0,4 -87

Entnahme aus der Rücklage 94 7 87

2024 2023

 

36. Die Mitgliederzahlen umfassten zum Bilanzstichtag 302 Mitglieder (davon 202, Vorjahr 210, or-

dentliche Mitglieder und 100, Vorjahr 108, assoziierte Mitglieder). Die Erlöse aus Mitgliedsbeiträ-

gen erhöhten sich aufgrund der Beitragserhöhung gegenüber dem Vorjahr um T€ 132.  

37. Die sonstigen Erträge sind um T€ 65 gegenüber dem Vorjahr vor allem aufgrund erhöhter Einnah-

men von assoziierten Mitgliedern gestiegen.  
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38. Der Personalaufwand hat sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 223 erhöht. Dies resultiert u.a. aus 

Gehaltsanpassungen des Jahres, periodenfremden Aufwendungen sowie dem Wachstum der Mit-

arbeiteranzahl. Der Verein beschäftigt zum 31. Dezember 2024 10 fest angestellte Mitarbeitende 

(einschließlich Geschäftsführerin) und somit einen Mitarbeitenden mehr wie im Vorjahr.  

39. Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind in Summe leicht angestiegen. Die Werbung/Öf-

fentlichkeitsarbeit sind im Wesentlichen durch erhöhte Marketingbemühungen um T€ 35 erhöht. 

Der Anstieg der sonstigen Aufwendungen um T€ 60 ist hauptsächlich auf erhöhte periodenfremde 

Aufwendungen sowie den Anstieg diverser Fremdleistungen zurückzuführen. Der Rückgang der 

Aufwendungen für Konferenzen/Seminare/Mitgliederversammlungen um T€ 79 resultiert aus 

Sparmaßnahmen und dem Wechsel des Veranstaltungsortes. 
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E. Schlussbemerkung 

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses  des Bundesverbandes Beteili-

gungskapital - German Private Equity and Venture Capital Association e.V. (BVK), Berlin, für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 erstatten wir in Übereinstimmung mit den ge-

setzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten 

(IDW PS 450 n.F. (10.2021)). 

Der von uns erteilte Bestätigungsvermerk ist in Abschnitt B unter „Wiedergabe des Bestätigungs-

vermerks“ enthalten. 

Berlin, den 20. Mai 2025 

PricewaterhouseCoopers GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Dierk Schultz ppa. Jan Witing 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Rechtliche, wirtschaftliche und steuerliche Verhältnisse 

 

Verein  Bundesverband Beteiligungskapital - German Private Equity and 

Venture Capital Association e.V. (BVK) 

Sitz Berlin 

Vereinsregister VR 9378 B beim Amtsgericht Charlottenburg 

Satzung zuletzt geändert mit Beschluss vom 30. Juni 2022 

Geschäftsjahr Kalenderjahr 

Gegenstand Der BVK hat die Aufgabe, das Verständnis für die Arbeit der or-

dentlichen Mitglieder als Partner selbständiger Unternehmen und 

Anbieter von Beteiligungskapital zu fördern.  

Insbesondere wird der Verein das Verständnis der Öffentlichkeit 

für die Notwendigkeit einer ausreichenden Eigenkapitalbasis der 

Unternehmen sowie die Einsicht fördern, dass die partnerschaftli-

che Eigenkapitalfinanzierung durch seine Mitglieder ein geeignetes 

Mittel zur Deckung des Kapitalbedarfs selbständiger Unternehmen 

in der Marktwirtschaft ist. 

Der Verband unterstützt seine Mitglieder bei der Darstellung ihrer 

Aufgaben gegenüber Politik, Unternehmerschaft, Öffentlichkeit, 

beratenden Berufen, Wissenschaft und Medien. Er vertritt die ge-

meinsamen Interessen der Mitglieder gegenüber Gesetzgebung, 

Regierung und öffentlichen Stellen.  

Der BVK hat auch den Zweck, den Informationsaustausch und die 

Zusammenarbeit zwischen seinen Mitgliedern zu fördern sowie die 

Aus- und Weiterbildung innerhalb der Mitglieder zu unterstützen. 

Organe Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung, der Vor-

stand und die Geschäftsführung. 

Vorstand Der Vorstand hat satzungsgemäß mindestens 6 Mitglieder. Dem 

Vorstand gehörten im Berichtsjahr an: 

• Ulrike Hinrichs-Clasen, Geschäftsführendes Vorstandsmit-

glied 

• Dr. Ingo Krocke, Sprecher des Vorstandes 

• Kaspar Hartmann 

• Patricia Volhard 

• Holger Zervas 

• Dr. Frédéric du Bois-Reymond 

• Juliane (Helen) Hahn  

• Ralf Kratzenberg  

• Harald Rehberg  

• Dirk Wittneben  
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• Jörg Landsch (ab. 7. Juli 2024) 

• Hubertus Theile-Ochel (ab 1. Januar 2025) 

 

Geschäftsführerin Frau Ulrike Hinrichs-Clasen, Berlin  

Mitgliederversammlung Mit Umlaufbeschluss vom 10. Juli 2024 wurde die von uns geprüfte 

Jahresrechnung zum 31. Dezember 2023 festgestellt und dem Vor-

stand für das Geschäftsjahr 2023 Entlastung erteilt.  

Dem Haushaltplan 2024 wurde zugestimmt. 

PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

wurde als Abschlussprüfer für die Jahresrechnung 2024 gewählt. 

Steuerliche Verhältnisse Der Verband finanziert sich satzungsgemäß aus Mitgliedsbeiträ-

gen. Aufgrund seiner Tätigkeit als Berufsverband ist der BVK von 
der Körperschaftsteuer befreit. Diese Steuerbefreiung gilt jedoch 

nicht für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. 

Die Umsatzsteuer wurde aufgrund der Nichtsteuerbarkeit von Mit-
gliederbeiträgen für satzungsgemäße Gemeinschaftszwecke (Tat-

bestandsmerkmale der R 4 Abs. 1 UStR) nicht erhoben.  

 

Wesentliche Verträge 

1. Mietvertrag vom 30. Januar 2014 mit der GbR Reinhardtstraße 29 D - Residenz am Deutschen 

Theater über die Geschäftsräume in der Reinhardtstraße 29 B. 

2. Koordinierungs- und Service-Vereinbarung vom 23. März 2010 mit der European private equity 

and venture capital association EVCA über die Unterstützung des Public Affairs Executive - PAE. 

Wirtschaftliche Grundlagen 

3. Der BVK hat seinen Sitz in der Residenz am Deutschen Theater, Reinhardtstr. 29 B, in Berlin. Die 

Geschäftsräume sind angemietet. 

4. Zum 31. Dezember 2024 hatte der Verband 202 (Vorjahr 210) ordentliche und 100 (Vorjahr 108) 

assoziierte Mitgliedsunternehmen.   
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5. Gemäß Beitragsordnung sind durch die Mitgliedsunternehmen folgende Beiträge zu leisten: 

€

Ordentl iche Mitgl ieder

allgemeiner Sockelbetrag 1.750,00

pauschaler Sockelbeitrag für Mitglieder mit einem verwalteten Kapital von mehr als 5 Mrd. € 11.750,00

Ermäßigter Sockelbeitrag für öffentlich geförderte Kapitalbeteiligungsgesellschaften 750,00

Festbeitrag für institutionelle Investoren 7.500,00

Variabler Beitrag auf Grundlage des in Beteiligungen investierten Kapitals (%) 0,015

Höchstbetrag (außer Mitglieder mit einem verwalteten Kapital von mehr als 5 Mrd. €) 16.000,00

Höchstbetrag (Mitglieder mit einem verwalteten Kapital von mehr als 5 Mrd. €) 26.000,00

Assoziierte Mitgl ieder

Festbetrag für assoziierte Mitglieder mit weniger als 10 im Bereich Private Equity tätige Personen 3.500,00

Festbeitrag für übrige assoziierte Mitglieder 7.000,00  

6. Gemäß § 2 Abs. 6 der Satzung strebt der Verein keine Gewinnerzielung an. Die Beiträge werden 

satzungsgemäß zur Erfüllung der Aufgaben des Vereins erhoben, soweit diese zur Deckung der 

Kosten erforderlich sind. 

7. Zum 31. Dezember 2024 waren 10 (31.12.2023: 9) feste Mitarbeiter (einschließlich Geschäftsfüh-

rerin) sowie zusätzlich studentische Mitarbeiter, Praktikanten und Trainees beschäftigt. 

8. Zur Erfüllung des Verbandszwecks dienen gemäß Satzung insbesondere: 

• Öffentlichkeitsarbeit 

• Branchenspezifisches Marketing hinsichtlich der von den Verbandsmitgliedern angebotenen 

Kapitalbeteiligungsformen 

• Erarbeitung, Veröffentlichung und Verbreitung branchenspezifischer Arbeitsergebnisse, Gut-

achten, Untersuchungen und Statistiken zum Thema Beteiligungskapital und zu anderen wirt-

schaftlich relevanten Fragestellungen 

• Erarbeitung programmatischer Stellungnahmen und inhaltlicher Positionen gegenüber allen in 

Betracht kommenden Institutionen 

• Durchführung von Veranstaltungen, Seminaren, Symposien und sonstigen Aus- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen 

• Unterstützung wissenschaftlicher Arbeiten und Einrichtungen, die sich mit der Forschung auf 

dem Gebiet des Beteiligungskapitals beschäftigen 

• Erschließung und Pflege partnerschaftlicher Kontakte zu anderen Verbänden, auch auf inter-

nationaler Ebene. 
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Erläuterungen der Posten der Jahresrechnung zum 31. Dezember 2024 

A. Bilanz 

I. Aktiva 

Anlagevermögen 

Immaterielle Vermögensgegenstände 

Immaterielle Rechte und Software  € 8.483,00 

 31.12.2023 € 13.454,00 

1. Für die Software wurde eine Nutzungsdauer von drei Jahren angesetzt. 

Sachanlagen 

Andere Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung  € 30.783,00 

 31.12.2023 € 36.657,00 

2. Zur Entwicklung des Sachanlagenvermögens verweisen wir auf den als Anlage beigefügten Anla-

genspiegel. 

3. Die Zugänge des Geschäftsjahres wurden zu Anschaffungskosten erfasst.  

4. Die im Berichtsjahr vorgenommenen Abschreibungen beinhalten ausschließlich planmäßige Ab-

schreibungen. 

Finanzanlagen 

Beteiligungen  € 35.007,00 

 31.12.2023 € 35.007,00 

5. Im Geschäftsjahr 2014 hat der BVK Anteile in Höhe von 6.67% an der European Data Cooperation 

GmbH erworben. Diese wurde mit dem Ziel gegründet, eine gemeinsame europäische Statistik-

Plattform für die Private Equity- und Venture Capital-Branche zu programmieren und zu betrei-

ben. Die Gesellschaft erzielte im Geschäftsjahr 2023 einen Jahresfehlbetrag von T€ 15 und weist 

zum 31. Dezember 2023 ein Eigenkapital von T€ 320 aus. Wir weisen darauf hin, dass der Beteili-

gungsbuchwert nicht durch das anteilige buchmäßige Eigenkapital an der EDC gedeckt ist und 

künftig ggf. weitere Zuschüsse in die Gesellschaft zu leisten sind.  
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Umlaufvermögen 

Forderungen und sonstige 

Vermögensgegenstände 

Forderungen und sonstige Vermögensge-

genstände  € 177.377,19 

 31.12.2023 € 189.358,14 

 

6. Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände setzen sich wie folgt zusammen: 

31.12.2024 31.12.2023

€ €

Bruttoforderungen aus Beiträgen und Beratung 145.668,92 93.613,78

Einzelwertberichtigungen 0,00 0,00

Forderungen aus Beiträgen und Beratung 145.668,92 93.613,78

Mietkaution 10.818,74 10.571,69

Forderungen aus abziehbarer Vorsteuer 3.851,53 77.878,31

Übrige Forderungen 17.038,00 7.294,36

177.377,19 189.358,14  

Guthaben bei Kreditinstituten  € 615.489,39 

 31.12.2023 € 770.062,44 

7. Zusammensetzung: 

31.12.2024 31.12.2023

€ €

Commerzbank AG , Berlin

Girokonto 252.786,80 402.263,55

Berliner Sparkasse, Berlin

Girokonto 249.168,98 249.478,98

Deutsche Bank AG, Berlin

Girokonto 113.533,61 118.319,91

615.489,39 770.062,44  

8. Aus den Konten wurden im Berichtsjahr keine Zinserträge erzielt. Die ausgewiesenen Bankgutha-

ben sind durch gleichlautende Bankbestätigungen bzw. Bankauszüge belegt. 

Kassenbestand   € 2.877,92 

 31.12.2023 € 1.934,64 

9. Der Kassenbestand zum 31. Dezember 2024 ist durch ein entsprechendes Aufnahmeprotokoll 

nachgewiesen und stimmt mit dem Saldo des Kassenbuches zum 31. Dezember 2024 überein.  

Anlage III



 PwC  

3 

 DEE00142823.1.1  
  

Rechnungsabgrenzungsposten  € 24.467,85 

 31.12.2023 € 1.386,13 

10. Abgegrenzt wurden im Wesentlichen Aufwendungen für Software-Lizenzen in Höhe von T€ 16. 

II. Passiva 

Rücklagen  € 759.916,77 

 31.12.2023 € 853.643,05 

11. Das Eigenkapital umfasst die Rücklagen, die sich wie folgt entwickelten: 

2024 2023

€ €

Stand 01.01. 853.643,05 860.846,40

Jahresüberschuss (+)/Jahresfehlbetrag (-) -93.726,28 -7.203,35

Stand 31.12. 759.916,77 853.643,05  

12. Der Jahresfehlbetrag 2024 wurde aus den Rücklagen entnommen. 

Steuerrückstellungen  € 3.795,43 

 31.12.2023 € 0,00 

13. Die Steuerrückstellungen bestehen aus noch nicht fälliger Umsatzsteuer. 

Sonstige Rückstellungen  € 37.000,00 

 31.12.2023 € 35.000,00 

14. Die sonstigen Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2024 Inanspruch-

nahme

Auflösung Zuführung  31.12.2024

€ € € € €

Jahresabschluss 33.000,00 25.000,00 8.000,00 32.000,00 32.000,00

Berufsgenossenschaft 2.000,00 0,00 0,00 2.400,00 4.400,00

Künstlersozialkasse 0,00 0,00 0,00 600,00 600,00

35.000,00 25.000,00 8.000,00 34.400,00 37.000,00  
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Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen  € 43.738,55 

 31.12.2023 € 78.048,11 

Sonstige Verbindlichkeiten  € 46.822,27 

 31.12.2023 € 77.809,86 

(davon aus Steuern € 36.701,30; Vorjahr 

€ 57.893,86) 

(davon im Rahmen sozialer Sicherheit  

€ 4.876,40; Vorjahr € 3.734,10) 

   

15. Zusammensetzung: 

31.12.2024 31.12.2023

€ €

Lohn- und Kirchensteuer 13.077,68 57.893,86

Verbindlichkeiten aus Umsatzsteuern 23.623,62 0,00

Übrige Verbindlichkeiten 5.244,57 14.470,39

Verbindlichkeiten aus Sozialabgaben 4.876,40 3.734,10

Verbindlichkeiten aus Kreditkartenabrechnungen 0,00 1.711,51

46.822,27 77.809,86  

Die übrigen Verbindlichkeiten bestehen im Wesentlichen aus der Umgliederung der kreditorischen 

Debitoren. 

Rechnungsabgrenzungsposten  € 3.212,33 

 31.12.2023 € 3.358,33 

16. Abgegrenzt wurden im Voraus gezahlte Mitgliedsbeiträge. 
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B. Gewinn- und Verlustrechnung 

Erträge 

Mitgliedsbeiträge       €                  1.949.630,54 

               2023      €                   1.817.824,97 

17. Zur Anzahl der Mitglieder und zur Höhe der Mitgliederbeiträge siehe Anlage II Text 4 und 5.  

Sonstige Erträge   € 241.084,67 

 2023  € 176.267,60 

18. Zusammensetzung:  

2024 2023

€ €

Teilnahmegebühr Eigenkapitaltag und sonst. Veranstaltungsseminare 95.469,21 73.874,53

Sponsoringerlöse 63.957,98 53.545,39

Übrige Erträge 81.657,48 48.847,68

241.084,67 176.267,60  

Die Erhöhung der übrigen Erträge um T€ 33 resultiert im Wesentlichen aus der Ausbuchung von 

Altverbindlichkeiten. Es handelt sich dabei um einen Einmaleffekt. 

Aufwendungen 

Personalaufwand 

 

 € 1.163.432,74 

  2023 € 940.813,62 

19. Im Einzelnen: 

2024 2023

€ €

a) Gehälter 1.012.895,67 806.025,93

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 150.537,07 134.787,69

1.163.432,74 940.813,62

davon für Altersversorgung 4.508,49 3.092,00  

20. Die sozialen Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung betragen: 

2024 2023

€ €

Arbeitgeberanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung 141.729,23 129.261,40

Aufwendungen für Altersvorsorge 4.508,49 3.092,00

Beiträge zur Berufsgenossenschaft 4.299,35 2.434,29

150.537,07 134.787,69  
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Abschreibungen auf immaterielle Vermö-

gensgegenständen des Anlagenvermögens 

und Sachanlagen  € 20.166,84 

 2023 € 21.671,85 

21. Siehe Text 1 ff.  

Sonstige betriebliche Aufwendungen  € 1.100.841,91 

 2023 € 1.038.810,45 

22. Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen setzten sich gemäß Aufgliederung des BVK wie folgt 

zusammen: 

2024 2023

€ €

Konferenzen / Seminare / Mitgliederversammlung 269.972,05 349.011,75

Werbung / Öffentlichkeitsarbeit 137.231,67 102.878,77

Mieten / Unterhalt 131.433,26 140.727,42

Rechts-/Beratungs-/Prüfungskosten 126.175,75 106.825,71

Bürobedarf / Wartung Bürotechnik 75.089,17 57.883,85

Steuern 66.289,83 47.317,14

Studien / Statistik 46.061,31 45.509,10

Reisekosten 32.352,10 22.268,74

PKW-Kosten 30.002,52 37.858,04

Porto / Telefon / Fax / Internet 26.624,92 32.564,92

Bewirtungskosten 22.376,61 16.348,16

Beitrag PAE (Public Affairs Executive) 20.000,00 21.705,25

Kosten Geldverkehr 9.344,84 7.364,47

Zeitungen / Zeitschriften / Bücher 5.811,67 10.127,71

Versicherungen 3.090,58 1.025,62

Sonstiges 98.985,63 39.393,80

1.100.841,91 1.038.810,45  

 

Jahresfehlbetrag   € -93.726,28 

 2023 € -7.203,35 

Entnahme aus den Rücklagen   € 93.726,28 

 2023 € 7.203,35 
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Bundesverband Beteiligungskapital -
German Private Equity and Venture Capital Association e.V. (BVK), Berlin

Entwicklung des Anlagevermögens 2024

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten
01.01.2024 Zugänge Abgänge 31.12.2024

€ € € €
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Immaterielle Rechte und Software 75.795,07 1.242,00 0,00 77.037,07
II. Sachanlagen

Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 206.554,79 9.109,84 29.548,76 186.115,87

III. Finanzanlagen
Beteiligungen 35.007,00 0,00 0,00 35.007,00

317.356,86 10.351,84 29.548,76 298.159,94
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Kumulierte Abschreibungen Restbuchwerte
01.01.2024 Abschrei-

bungen des
Geschäfts-

jahres

Abgänge 31.12.2024 31.12.2024 31.12.2023

€ € € € € €

62.341,07 6.213,00 0,00 68.554,07 8.483,00 13.454,00

169.897,79 13.953,84 28.518,76 155.332,87 30.783,00 36.657,00

0,00 0,00 0,00 0,00 35.007,00 35.007,00
232.238,86 20.166,84 28.518,76 223.886,94 74.273,00 85.118,00

Anlage IV

3



 



1. Geltungsbereich
(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags
(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit
(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung
(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

-

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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